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Anja Reschke

UND DAS IST ERST DER ANFANG

Der Anfang von was? Man kann in dem Wort «Anfang» etwas Ver-
heißungsvolles sehen, etwas Neues, etwas, das aufregend ist, weil sich 
etwas verändern wird. Der Anfang einer anderen Zeit. Der Anfang 
einer Debatte, in der Deutschland sein Profil schärft, indem es um 
seine innere Struktur, um seine Werte ringt. Diese Auseinanderset-
zung hat gerade erst begonnen.

Man kann in diesem Satz auch eine Bedrohung wahrnehmen. Das 
ist erst der Anfang – vom Ende, vom Niedergang, von der Abschaffung 
Deutschlands, wie es die vielzitierten «besorgten Bürger» in ihren 
Kommentaren, ihren Mails, die mich täglich erreichen, aber auch auf 
ihren Demonstrationen jeden Montag in Dresden lauthals bekunden.

Fakt ist, es geschieht etwas in Deutschland. Die weltweite Flucht-
bewegung, sie ist in Deutschland angekommen. Lange haben wir 
Deutschen den Nachrichten aus aller Welt im bequemen Sessel zu-
gesehen. Den Berichten über Hunger, Umweltkatastrophen, über 
Despoten, über Ausgrenzung, Bürgerkriege, Zerstörung, Vertreibung. 
Wir waren berührt, wenn ein Schiff mit Hunderten Flüchtlingen im 
Mittelmeer unterging; wir waren entsetzt, wenn wir hörten, dass der 
syrische Machthaber Assad Fassbomben auf sein eigenes Volk warf. 
Die Frauen und Kinder, die weinten in unseren Fernsehern, taten uns 
leid, aber wir hatten nichts damit zu tun. Denn all das war weit weg.

Das sogenannte Dublin-Abkommen, nach dem der EU-Staat, in 
dem ein Asylbewerber zuerst Boden der EU betreten hat, auch für 
die Durchführung des Asylverfahrens zuständig ist, sorgte dafür, dass 
die wenigen Flüchtlinge, die es tatsächlich nach Europa schafften, 
im Großen und Ganzen nicht bei uns ankamen. Das Problem hatten 
andere, Italien mit seiner kleinen Insel Lampedusa, die in den vergan-
genen Jahren traurige Berühmtheit erlangte, und Griechenland mit 
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seiner Nähe zur Türkei. Die Länder eben, die das Pech hatten, an der 
europäischen Außengrenze zu liegen. Aber nicht wir.

Noch im März 2013 brüstete sich der damalige Innenminister 
Hans-Peter Friedrich mit der großzügigen Hilfe Deutschlands: De-
cken und Zelte für Jordanien, den Nordirak oder den Libanon. Als der  
Druck größer wurde, erklärte sich Deutschland sogar bereit, 5000 (!) 
Syrer aufzunehmen. Sie wurden vom Innenminister persönlich am 
Flughafen in Empfang genommen. Da waren bereits Millionen Men-
schen auf der Flucht. Wir aber dachten, wir hätten unsere Schuldig-
keit getan. Wir, eines der reichsten Länder in Europa, in dem die Wirt-
schaft florierte und die Arbeitslosigkeit sank.

Und dann hielten sie nicht mehr, die Grenzen, dann wirkten sie 
nicht mehr, die Abwehrmaßnahmen Europas. Im Frühjahr und vor 
allem im Sommer 2015 kamen sie: so viele Menschen, dass das hoch-
verschuldete Griechenland und Italien nicht mehr allein damit klar-
kamen. Also ließen sie sie ziehen, von einem Land ins nächste. Bis 
nach Deutschland.

In Deutschland war Ferienzeit. Die Politik befand sich in der Som-
merpause. Es gab keinen Plan für diese Situation. Obwohl die Anzei-
chen seit Jahren erkennbar waren. Auf den Exodus war Deutschland 
nicht vorbereitet. Ausgerechnet das Land der Bürokratie, der klaren 
Organisationsstrukturen, der geordneten Verhältnisse wurde voll-
kommen überrascht. Und so geschah etwas Außergewöhnliches: Die 
Menschen, die Bürgermeister, die Sozialdezernenten der Städte, die 
Grenzpolizisten und vor allem die Bürger waren auf sich gestellt. Sie 
mussten zunächst einmal allein damit klarkommen, dass plötzlich 
Tausende Menschen vor der Tür standen.

Und sie konnten es. Tausende Bürger standen auf aus ihren Ses-
seln, ihren Liegestühlen. Sie suchten Kleidung aus ihren Schränken 
zusammen, Babybetten, Spielzeug, Fahrräder, brachten sie zu Erstauf-
nahmeeinrichtungen. Sie boten Hilfe an, sie gingen mit Flüchtlingen 
zu Ämtern, manche nahmen sich Urlaub dafür. Sie organisierten selb-
ständig riesige Kleiderkammern, mit einer Logistik, die jedem Kon-
zern zur Ehre gereicht hätte. Sie gründeten Initiativen und Vereine, 
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die Sport- und Nähkurse anboten, Spiele für Jugendliche oder Ausflü-
ge in die Nachbarschaft. Wer postete: «Hey, wir brauchen morgen 10 
Leute, die Fahrräder reparieren», konnte sicher sein, dass am nächs-
ten Tag 30 bereitwillige Helfer dastanden. Wenn es hieß, wir brauchen 
noch Leute, die am Bahnhof Wasser verteilen, kamen so viele, dass die 
Polizei sogar welche wegschicken musste.

Bürgermeister und Sozialdezernenten von kleinen Städten oder 
Dörfern mussten über Nacht Unterkünfte, Betten, Trennwände, Toi-
lettenwagen, Essensausgaben für ankommende Flüchtlinge organi-
sieren und wuchsen über sich hinaus. Es wurde improvisiert, aber mit 
Elan.

Deutschland war aufgewacht.
Aber nicht nur diese strahlende Seite, die später als «Willkommens-

kultur» über die deutschen Grenzen hinaus beachtet wurde. Auch 
eine andere, eine dunkle Seite von Deutschland, von der ich dachte, 
dass wir sie eigentlich überwunden hätten.

Es brannte wieder. Bis zum September 2015 gab es 61 Brand-
anschläge auf Flüchtlingsunterkünfte, zunächst unbewohnte, später 
sogar auf solche, in denen bereits Menschen untergekommen waren. 
Mittlerweile ist die Zahl weiter angestiegen, aufgeklärt wurden nur 
wenige. Derzeit gehen die Sicherheitsbehörden davon aus, dass dahin-
ter keine Organisation steckt. Es waren einfach Leute, die loszogen, 
um das Heft selbst in die Hand zu nehmen. Wie der Finanzbeamte aus 
dem schleswig-holsteinischen Escheburg, vollkommen unauffällig 
bis dahin. Weil das Nachbarhaus mit irakischen Flüchtlingen belegt 
werden sollte, kippte er eines Abends Farbverdünner durch ein einge-
schlagenes Fenster, warf einen Kanister und brennende Streichhölzer 
hinterher. Er habe, so sagte er später im Prozess aus, «etwas Gutes 
tun», die «Idylle» bewahren, die Frauen in seinem Dorf beschützen 
wollen vor den Übergriffen der fremden Männer.

Begleitet, vielleicht auch angestachelt wurden solche Täter von 
Tausenden wütenden Kommentaren und Posts im Internet. Aber 
auch auf der Straße hatte sich Protest formiert. Seit Oktober 2014 
demonstrierte Pegida gegen alles Fremde. «Patriotische Europäer 
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gegen die Islamisierung des Abendlandes», eine Organisation, mit 
der weder Politiker noch Journalisten anfangs umzugehen wussten. 
Artikulierten da nur ganz normale Menschen ihre Ängste, oder hat-
ten wir es mit einer knallharten rechten Strömung zu tun? «Wir sind 
nicht rechts», behaupten die «Asylkritiker» vehement bis heute. Die 
offenkundig fremdenfeindliche Einstellung des Organisators Lutz 
Bachmann, eines mehrfach wegen Diebstahl und Drogendelikten 
verurteilten Dresdners, eines Mannes, der Bilder des Ku-Klux-Klans 
postete und auch kein Problem damit hatte, als ein Foto von ihm, ver-
kleidet als Adolf Hitler, im Netz auftauchte, tat dieser Behauptung 
keinen Abbruch.

Auch dem hat Deutschland lange relativ tatenlos zugesehen. Es 
kam zu Ausschreitungen, zu Protestmärschen im sächsischen Freital 
etwa, als Anfang August Hunderte Bürger durch die Straßen zogen 
und «Der Dreck muss weg» schrien. Auch da befand sich die Politik in 
der Sommerpause. Warum sagt denn niemand etwas in diesem Land, 
warum rückt keiner die Ordnung wieder zurecht, habe ich mich ge-
fragt? Wo ist denn unsere Regierung? Wo sind denn die Aufrechten, 
die solche Übergriffe sonst scharf verurteilen? Es herrschte gespens-
tische Sprachlosigkeit in Deutschland. «#Merkelschweigt» machte 
bei Twitter die Runde.

In dieser Zeit wurde ich gebeten, einen Kommentar in den ARD-
Tagesthemen zu sprechen. Mein Thema am 5. August 2015 war «Het-
ze im Netz». Wenn man bei einer kritischen Fernsehsendung wie 
Panorama arbeitet, ist man an wütende Zuschriften gewohnt. Aber 
die Briefe und Kommentare, die wir zu Flüchtlingsthemen bekamen, 
waren anders als die, die ich sonst kannte. Härter, unerbittlicher, 
hasserfüllter. Ich sprach in meinem Kommentar also das aus, was 
ich beobachtet hatte. Die Verrohung der Sprache, den Ausverkauf 
humanitärer Werte. Es ging in meinem kurzen Statement von zwei 
Minuten nicht um die Frage, ob man Flüchtlinge aufnehmen soll oder 
nicht oder wie viele Deutschland verträgt oder ob die Politik versagt. 
Es ging mir um den Umgang mit Menschen, um Grundwerte unserer 
Gesellschaft. Ist Deutschland wieder so weit, dass man Menschen un-
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gestraft als «Dreck» bezeichnen kann, habe ich mich gefragt? Warum 
wehrt sich keiner? Mein Kommentar drehte sich nur darum, dass man 
Menschen, die fliehen, aus welchen Gründen auch immer, nicht als 
Dreck bezeichnen darf. Er sollte warnen und aufzeigen, welche rohen 
Worte bereits die Runde machen, Worte wie verjagen, verbrennen, ja, 
sogar vor «vergasen» wurde nicht haltgemacht. Dieses Gefühl habe 
ich zum Ausdruck gebracht. Und diejenigen, denen das auch übel auf-
stößt, aufgefordert, sich offen gegen solche Hetze zu stellen.

Nie im Leben hätte ich gedacht, dass dieser Kommentar eine der-
artige Wirkung entfalten würde, aber er traf anscheinend einen Nerv. 
Er wurde sogar international beachtet, ins Dänische, Italienische, 
Französische, Englische, Holländische übersetzt. Ich bekam unzäh-
lige positive Zuschriften von Menschen, die sich aufgerüttelt, die sich 
bestätigt fühlten. Das beruhigte mich. Die Deutschen waren noch 
nicht verloren im Sumpf von Fremdenfeindlichkeit und Hass.

Anscheinend war die Zeit reif für klare Worte gewesen. Aber 
eigentlich ist es mir peinlich, so viel Beachtung gefunden zu haben für 
Worte, deren Inhalt in unseren westlichen Demokratien – so dachte 
ich – eine Selbstverständlichkeit sein müssten. Die Reaktionen gingen 
weit über mein Thema hinaus; die meisten Zuschriften drehten sich 
nur noch am Rande um «Hetze im Netz». Es ging um das Flüchtlings-
thema insgesamt. Es war für mich der Anfang der Diskussion darum, 
in welcher Gesellschaft wir leben wollen.

Aber ich bekam auch eine Menge hässliche Post, und das hat bis 
heute nicht aufgehört. Briefe, die vor Wut und Selbstmitleid triefen, 
Menschen, die enttäuscht sind von ihrem Leben oder vom Staat, die 
sich zurückgesetzt fühlen und ihrer Ausländerfeindlichkeit in diffa-
mierenden Behauptungen Luft machen. Über «die» Ausländer, die 
allesamt «zu nichts zu gebrauchen» und «dumm wie Bohnenstroh» 
seien. Man sei ja kein Rechter, man wehre sich nur gegen die «Neger, 
die Krankheiten einschleppen wie Aids und Ebola» und nur darauf 
aus wären, «sich mit unserer weißen Rasse zu vermischen». «Invaso-
ren», wie sie auf Pegida-Kundgebungen mittlerweile genannt werden, 
die unsere Kultur untergraben und die deutschen Frauen vergewalti-
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gen wollten. Argumenten oder Fakten haben sich diese Menschen ver-
schlossen. Die Behauptung von der fünfzehnfachen Vergewaltigung 
von Kindern und Frauen in einer Erstaufnahmeunterkunft im hessi-
schen Gießen etwa verbreitet sich wie eine Hydra durch das Netz und 
hat es bis in etablierte Medien wie Welt am Sonntag und Spiegel Online 
geschafft. Dabei genügt ein Anruf bei der Staatsanwaltschaft Gießen, 
um herauszufinden, dass diese ungeheuerliche Zahl jeder Grundlage 
entbehrt. Ermittelt wird gerade mal gegen einen Mann wegen eines 
Falls von versuchter Vergewaltigung. Der 24-jährige Asylbewerber 
sitzt in U-Haft und wird vermutlich angeklagt. Auch dass der Bund 
deutscher Kriminalbeamter keine Zunahme von Vergewaltigung 
durch Ausländer festgestellt hat, stört das allgemeine Diffamieren 
nicht. Gerne wird auch behauptet, unter den Flüchtlingen befänden 
sich IS-Terroristen. Auch dafür gibt es keinen einzigen Beleg. Über 
80 Hinweisen sind Sicherheitsbehörden intensiv nachgegangen und 
haben nicht einzigen Terroristen gefunden. Genauso wenig gibt es 
Zahlen, die eine Zunahme von Raub oder Diebstahl durch Flüchtlinge 
belegen würden. Macht nichts, behauptet wird das munter trotzdem.

Grenzen zu, alle wieder abschieben, lautet die Parole. Dass dagegen 
technische und vor allem rechtliche Hindernisse sprechen, scheint 
egal. Die Kanzlerin selbst hat es in einer bemerkenswerten Offenheit 
zugegeben: Wir wissen nicht, wie viele noch kommen. Aber wer will 
solche Wahrheiten hören?

Auffällig bei alldem ist, wie gering das Wissen um Fakten ist. Wie 
wenig Ahnung die meisten Deutschen haben, wer überhaupt flieht, 
warum Menschen ihre Heimat hinter sich lassen, wie eine solche 
Flucht abläuft, welche Gefahren sie birgt. Es wird gerne so getan, als 
sei das alles ein Spaziergang, als würde man mal so eben in ein unge-
sichertes Schlauchboot steigen, Tausende Kilometer mit kleinen Kin-
dern in Sandalen durch Europa wandern, für eine Pritsche in einem 
Zelt, für ein paar gebrauchte Klamotten und 143 Euro Taschengeld im 
Monat, die einem Flüchtling zur Versorgung bis zur Verschärfung des 
Asylgesetzes Mitte Oktober 2015 zustanden.

Diese mangelnde Kenntnis von den Ursachen und Wirkungen von 



Flucht war der Anstoß für dieses Buch, Sachkenntnis zu vermitteln, 
aufzuklären, Denkanstöße zu liefern. Viele kluge Autoren, die sich oft 
seit Jahren mit den Themen von Flucht und Vertreibung beschäftigen, 
haben es geschrieben. Sie haben recherchiert und sich Gedanken ge-
macht, welche Verantwortung wir, die reichen Staaten des Westens, 
tragen, warum Menschen aus dem Balkan, aus Syrien fliehen, welche 
Wendungen das Thema Asyl über die Jahrhunderte genommen hat, 
was Asyl in der heutigen Zeit überhaupt bedeutet, auch, welche öko-
nomischen Folgen und Chancen Flüchtlingsbewegungen haben kön-
nen. Es ist ein Buch, das mit vielen weiteren Aspekten die Möglich-
keit eröffnet, das Thema, das so viele nur als Gefahr wahrnehmen, aus 
anderen Blickwinkeln zu betrachten.

Wenn man diesem Sommer etwas Gutes abgewinnen will, dann, 
dass er Deutschland aus seiner Gemütlichkeit, aus seiner Lähmung 
gerissen hat. Die Deutschen sind aktiv geworden. Die einen, um auf-
zubegehren gegen die humanitären Werte, die Demokratie, den Staat. 
Die anderen, um genau das zu verteidigen. Die einen, die wollen, dass 
alles bleibt, wie es war, die anderen, die in der Veränderung auch eine 
Chance sehen. Kaum jemanden lässt das Thema Flüchtlinge kalt, es 
wird diskutiert und politisiert wie lange nicht.

Interessant ist übrigens der Blick auf die Jugend. Sie sieht dem 
Thema Zuwanderung gelassen entgegen, so das Ergebnis der Shell-Ju-
gendstudie 2015. Nur 37 Prozent der Befragten finden, dass Deutsch-
land weniger Ausländer als bisher aufnehmen sollte. Und noch etwas 
ist bemerkenswert: Die deutschen Jugendlichen interessieren sich 
so stark für Politik wie seit Jahren nicht mehr. Sie nehmen die Ver-
änderungen wahr und wollen ihre Zukunft aktiv mitgestalten. Weil 
sie endlich das Gefühl haben, in der Welt etwas bewegen zu können.

Und darum geht es letztlich. Um das große Ganze. Wie unser Land, 
wie auch Europa in Zukunft aussehen soll. Auf welchen Werten un-
sere Gesellschaft fußen soll. Wir befinden uns in einer Zeit des Um-
bruchs, des Neudenkens, des Schärfens unserer Vorstellungen. Und 
das ist erst der Anfang.
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Maximilian Popp

«REFUGEES WELCOME!» …?
Protokoll einer Zäsur

Berlin, 31. Dezember 2014

Am letzten Tag des alten Jahres blickt Angel Merkel in die Zukunft. 
Die großen Herausforderungen für 2015 seien der Klimaschutz und 
der Welthandel, außerdem das Digitale und die Demographie, sagt die 
Bundeskanzlerin in ihrer Neujahrsansprache. Flüchtlinge kommen in 
der Rede nur am Rande vor.

Bereits 2014 waren 200 000 Menschen nach Deutschland geflohen, 
doppelt so viele wie im Vorjahr. Weltweit waren sechzig Millionen 
Menschen auf der Flucht – mehr als je zuvor seit dem Zweiten Welt-
krieg. Menschenrechtsorganisationen und UNO-Experten prophe-
zeiten, die Flüchtlingszahlen würden weiter steigen, denn ein Ende 
des Kriegs in Syrien, der Konflikte in Somalia, Eritrea und Irak war 
nicht absehbar. Die Kanzlerin aber sieht das große Thema des Jahres 
2015, das womöglich größte Thema der vergangenen 25 Jahre, nicht 
kommen – oder will es nicht kommen sehen.

Südliches Mittelmeer, 19. April 2015

Siebzig Kilometer von der libyschen Küste und 180 Kilometer von Eu-
ropa entfernt kentert an einem frühen Sonntagmorgen ein zwanzig 
Meter langer Fischkutter. 800 Menschen sterben bei der Havarie.

Die bislang schlimmste Flüchtlingskatastrophe im Mittelmeer löst 
europaweit Bestürzung aus. Italiens Regierungschef Matteo Renzi ruft 
noch am selben Tag seine Minister für Verteidigung, Innen- und Au-
ßenpolitik und Infrastruktur zusammen. Anschließend telefoniert er 
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mit Kanzlerin Merkel und EU-Ratspräsident Donald Tusk. Er fordert 
einen Sondergipfel. Er sagt: «Nach dem Anschlag auf ‹Charlie Heb-
do› reagiert ihr sofort. Da seid ihr solidarisch, und alle treffen sich in 
Paris. Und wenn Hunderte Menschen sterben, soll nichts passieren?»

Es ist, so wirkt es in den Stunden und Tagen nach dem Untergang, 
das eine Boot zu viel. Es scheint, so schreibt der Spiegel, als bringe 
dieses Unglück die Menschlichkeit mit Macht ins europäische Haus 
zurück. Europas Staats- und Regierungschefs eilen zu einer Krisensit-
zung nach Brüssel. Die Veranstaltung beginnt mit einer Schweigemi-
nute und endet mit einer emotional aufgeladenen Erklärung: «Die 
Europäische Union wird alles in ihrer Macht Stehende unternehmen, 
um den Verlust weiterer Menschenleben auf See zu verhindern.»

Doch die groß inszenierte Fassade der Empathie kann die Zer-
strittenheit der Europäer nicht überdecken. Schon einmal, nach dem 
Bootsunglück vor der italienischen Mittelmeerinsel Lampedusa im 
Oktober 2013, hatten die EU-Regierungschefs eine Reform der Flücht-
lingspolitik versprochen. 370 Menschen waren damals ertrunken. Die 
Särge im Flughafen-Hangar von Lampedusa wurden zum Sinnbild für 
Europas «Schande», wie es Papst Franziskus formulierte. Sie bewirk-
ten jedoch keinen Wandel in der europäischen Asylpolitik.

Und auch jetzt, im Frühjahr 2015, halten Europas Regierungen am 
Status quo fest. Zwar präsentiert die EU-Kommission einen Zehn-
Punkte-Plan, der eine Ausweitung der Seenotrettung und einen 
Notfall-Mechanismus zur Verteilung von Flüchtlingen vorsieht, doch 
das europäische Asylsystem, das auf Abschreckung und Abschottung 
gründet, bleibt im Kern unangetastet. Das Massensterben an den 
Grenzen ist kein Zufall, sondern das direkte Ergebnis dieses Systems.

Das Recht auf Asyl ist im deutschen Grundgesetz ebenso verbrieft 
wie in der europäischen Grundrechtscharta. Wer jedoch in Europa 
Asyl beantragen will, muss zunächst europäisches Territorium errei-
chen. Genau das aber ist durch die europäische Politik beinahe un-
möglich geworden. Die EU-Staaten haben an ihren Rändern Zäune 
errichtet und Soldaten an ihre Grenzen entsandt, um Flüchtlinge fern-
zuhalten. Für Schutzsuchende, egal ob aus Syrien oder Afghanistan, 
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existieren keine legalen, sicheren Wege nach Europa. Flüchtlinge sind 
gezwungen, als «illegale» Migranten in die EU einzureisen – meist auf 
den Booten und in den Lastwagen von Schmugglern.

Seit dem Jahr 2000 sind mindestens 30 000 Menschen auf der 
Flucht nach Europa ums Leben gekommen. Sie sind im Mittelmeer 
ertrunken, an den Grenzzäunen in Melilla und Ceuta, beides spani-
sche Enklaven auf marokkanischem Boden, verblutet, in den Bergen 
zwischen Ungarn und der Ukraine erfroren. An den Außengrenzen ist 
ein darwinistisches System entstanden: Nur wer genügend Geld hat, 
um Schlepper zu bezahlen, wer zäh genug ist, immer wieder gegen 
die Zäune aus Stahl und Stacheldraht anzulaufen, hat überhaupt eine 
Chance auf Asyl in Europa.

Die EU-Staaten beschließen nach der Katastrophe vom 19. April 
einen Militäreinsatz gegen Schmuggler. Kriegsschiffe sollen künftig 
die Boote der Schlepper im Mittelmeer aufspüren und notfalls zer-
stören. Der Plan ist nicht neu. Bereits nach dem Bootsunglück vor 
Lampedusa 2013 diskutierten Europas Politiker über eine Militär-
operation. Das Vorhaben wurde damals verworfen. Das Auswärtige 
Amt meldete Zweifel an. Mit der Verfolgung von Schleppern auf See 
würden «nur die Symptome bekämpft», mahnte das Ministerium in 
Berlin. Die allermeisten Experten sind sich einig: Wer das Geschäft 
der Schmuggler ernsthaft eindämmen und das Massensterben an den 
EU-Grenzen verhindern will, der muss legale Fluchtwege nach und 
innerhalb Europas schaffen. Das Flüchtlingshilfswerk der Vereinten 
Nationen (UNHCR), Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty 
International und Human Rights Watch haben aufgezeigt, wie das 
gehen könnte.

Deutschland und andere EU-Staaten müssten verstärkt in das 
Resettlement-Programm der Vereinten Nationen investieren. Das 
UNHCR vermittelt seit Jahren Flüchtlinge aus akuten Krisengebieten 
und aus Transitstaaten für eine begrenzte Zeit ohne bürokratisches 
Asylverfahren in sichere Staaten. Die Organisation sucht gegenwärtig 
Resettlement-Plätze für mehrere hunderttausend Flüchtlinge. Europa 
könnte zudem das sogenannte Botschaftsasyl einführen. Flüchtlinge 
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könnten danach künftig in den Auslandsvertretungen der EU-Mit-
gliedsstaaten ein Schutzgesuch stellen. Ihnen bliebe auf diese Weise 
der mörderische Weg über die Grenzen erspart. Zudem könnte die 
Visumspflicht für Bürger aus Krisenstaaten wie Syrien oder Eritrea 
vorübergehend aufgehoben werden. Asylsuchende könnten dann an 
den Grenzkontrollposten um Einlass bitten, ohne von Polizisten pau-
schal abgewiesen zu werden. Für Menschen, die vor Armut und nicht 
vorrangig vor politischer Verfolgung fliehen, müssten Möglichkeiten 
der Arbeitsmigration geschaffen werden – etwa durch eine Greencard 
für Einwanderer aus ärmeren Ländern.

In der Debatte nach dem 19. April spielen diese Vorschläge kaum 
eine Rolle. Die EU-Staaten wollen ihr Migrationsregime nicht lockern. 
Die Angst vor einem Anstieg der Asylbewerber ist noch immer größer 
als die Sorge um die Menschen an den Grenzen.

Freital, 22. Juni 2015

Daniel Ziller aus Waldenburg in Sachsen schreibt unter Klarnamen 
auf Facebook: «Niemand faßt meine Kinder an. Und gleich gar nicht 
so ein verdammtes Asylantenvieh. HE DU SCHMAROTZER … bin 
nächsten Sonntag in Freital … ich Krieg dich du abartiges Drecks-
vieh!!!! Wenn die Polizei nicht handelt, handel ICH. Ich erwischt dich 
Du Dreckvieh.» Reno Rössler aus dem Erzgebirge droht ebenfalls auf 
Facebook: «Weil das verschissne judenpack und moslemgematsche 
uns immer mehr vereinnahmt … wir sind die … die keine Zukunft 
mehr haben in unserem Land … drum ran ans Gewehr Kameraden 
oder was euch auch für ne Waffe in die Hände kommt … nutzt sie 
und wehrt euch … wir müssen die Maden auslöschen!!!!!!» Und Nicole 
Walbert fordert: «Laut Medien sollen Flüchtlinge in Buchenwald un-
tergebracht werden … Muss nur das Gas wieder aufgedreht werden.»

Das Blog «Perlen aus Freital» hat diese und ähnliche Posts über 
Monate hinweg gesammelt. Die Seite dokumentiert die digitale Hetze 
gegen Flüchtlinge. Doch der Hass bleibt nicht nur auf das Netz be-
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schränkt. Die Bürger von Freital, eine Kleinstadt in Sachsen, tragen 
den Protest auch auf die Straße. Am 22. Juni versammeln sich hunder-
te Demonstranten vor einer Asylunterkunft in Freital. Sie skandieren: 
«Ausländer raus!» Und: «Lügenpresse! Lügenpresse!»

Freital entwickelt sich zu einer Chiffre für Rassismus und Men-
schenfeindlichkeit. In den Wochen und Monaten danach werden 
noch weitere Städtenamen hinzukommen: Heidenau, Meißen, Köln. 
Ein Bild kehrt 2015 zurück, das bereits überwunden schien: das Bild 
des hässlichen Deutschen.

Das Bundeskriminalamt vermeldet für die ersten drei Quartale 
dieses Jahres 461 rechtsextreme Angriffe gegen Asylunterkünfte  – 
mehr als doppelt so viele wie im gesamten Jahr zuvor. Die Dunkelziffer 
dürfte noch höher liegen, da viele Flüchtlinge davor zurückschrecken, 
Vorfälle bei der Polizei zu melden. Experten wie Andreas Zick, Leiter 
des Instituts für interdisziplinäre Gewalt- und Konfliktforschung an 
der Universität Bielefeld, warnen vor einer neuen Qualität rechter Ge-
walt. «Die Politik meint, rechte Agitatoren würden sich auf Reden und 
Internet-Hetze beschränken. Doch der radikale Rechtspopulismus 
drängt zur Tat. Wir müssen die rassistische Gewalt in Deutschland 
als das benennen, was sie ist: eine Form des Terrors», sagt Zick.

Zum Zentrum der Asylfeinde entwickelt sich Sachsen. Der Frei-
staat war bereits in den vergangenen Jahren immer wieder Schau-
platz rechtsextremer Umtriebe. Die neonazistische Terrorzelle «Na-
tionalsozialistischer Untergrund» (NSU) fand in Zwickau über Jahre 
hinweg Unterschlupf und Unterstützer. Die NPD zog wiederholt in 
den sächsischen Landtag ein. Im Winter gingen jeden Montag bis zu 
20 000 Anhänger der Pegida-Bewegung gegen Muslime und Flücht-
linge auf die Straße.

In Sachsen offenbart sich das gesamte Spektrum des deutschen 
Neonationalismus: Neonazi-Kader, NPD-Funktionäre, Pegida-Ak-
tivisten, Alltagsrassisten. Die sächsische Landesregierung lässt die 
rechtsextremen Umtriebe zunächst laufen. Erst nach langem Zögern 
kann sich Ministerpräsident Stanislaw Tillich (CDU) im Dresdner 
Landtag zu einer Verurteilung der rassistischen Exzesse überwinden. 
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Seine Partei versuchte zuvor wiederholt, die aufgeheizte Stimmung 
politisch auszunutzen, statt sich der Hetze entgegenzustellen. So 
kündigte Innenminister Markus Ulbig auf dem Höhepunkt der Pegi-
da-Proteste an, Polizei-Sondereinheiten gegen straffällige Asylbewer-
ber einzusetzen.

Der Populismus der Parteien ist ein Spiel mit dem Feuer: Er kann 
wie in Sachsen schnell dazu führen, dass rassistische Propaganda hof-
fähig wird. Noch haben Polizei und Verfassungsschutz keine Belege 
dafür, dass sich die Brandstifter und Hetzer bundesweit vernetzen. 
Noch gehen die Ermittler davon aus, dass Einzeltäter und Kleinst-
gruppen Straftaten gegen Flüchtlingsunterkünfte begehen. Doch die 
Grenzen zum Terrorismus verschwimmen.

Die Anti-Asyl-Agitatoren wollen Angst verbreiten, Unruhe stiften 
und den Zuzug von Flüchtlingen aufhalten. In ihrer Propaganda ver-
mischt sich Wohlstandschauvinismus mit Ressentiments gegen Roma 
und Muslime. Asylbewerbern wird eine Nähe zu radikalislamistischen 
Organisationen wie dem Islamischen Staat unterstellt, dabei sind et
liche Schutzsuchende gerade vor diesen Gruppen geflohen.

Der Rassismus ist längst nicht auf das Neonazi-Milieu begrenzt, 
auf Plattenbau-Siedlungen oder Menschen mit niedrigem Bildungs-
grad. Ressentiments gegen Flüchtlinge sind auch im Bürgertum weit 
verbreitet, unter Reichen und Sehr-Reichen. Die wenigsten Asylfeinde 
haben je Kontakt zu Flüchtlingen. Sie wissen wenig über das Schicksal 
der Schutzsuchenden, über deren oft lebensgefährliche Odyssee nach 
Deutschland. Die Ahnungslosigkeit erleichtert Ressentiments und die 
Dämonisierung einer Gruppe, die als bedrohlich konstruiert wird.

Politiker fordern nach den Ereignissen in Freital von den Men-
schen in Deutschland Solidarität mit den Geflüchteten. Sie selbst 
aber sind oft beteiligt an der Schaffung rassistischer Feindbilder, die 
Schutzsuchende als «Schmarotzer» darstellen oder als «Verbrecher».  
Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer warnt vor einem angebli-
chen «massenhaften Asylmissbrauch» durch Flüchtlinge vom Balkan. 
Bundesinnenminister Thomas de Maizière unterstellt Asylbewerbern, 
sie würden sich nicht an die Regeln in Deutschland halten.
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München, 1. September 2015

Der Starnberger Flügel am Münchner Hauptbahnhof ist ein un-
wirtlicher Ort: eine karge Halle, kalte Fliesen, dämmriges Licht. Für 
gewöhnlich fahren zwischen den Gleisen 26 und 36 Regionalzüge 
ein – aus Rosenheim und Garmisch. Nun aber drängen sich mehr als 
hundert Münchner in und vor dem Gebäude. Sie halten Teddys in der 
Hand und Plakate mit der Aufschrift «Refugees welcome».

Mehrere tausend Flüchtlinge kommen alleine in den ersten Sep-
tembertagen in München an. Die meisten von ihnen haben eine be-
schwerliche Reise über die Türkei, Griechenland, den Balkan und 
Österreich hinter sich. Als die Migranten in München aus dem Zug 
steigen, applaudieren die Münchner, sie drücken den Neuankömm-
lingen Klamotten und Essenspakete in die Hand. Ein Mann stimmt 
«Freude schöner Götterfunken» an. Münchens Oberbürgermeister 
sagt, er sei «stolz auf die vielen freiwilligen Helfer».

Die Berichte über rechtsextreme Angriffe auf Asylunterkünfte be-
schämten die Republik. Nun, wenige Wochen später, gehen die Bil-
der der Helfer aus München um die Welt. Nach «Kindergarten» und 
«Blitzkrieg» könnte ein neues deutsches Wort in den angelsächsi-
schen Sprachgebrauch einfließen, schreibt der Guardian: «Willkom-
menskultur».

Denn München steht beispielhaft für eine Bürgerbewegung, die 
sich längst über das ganze Land erstreckt. Von Passau bis Kiel, Leipzig 
bis Saarbrücken treten Zehntausende Menschen für Flüchtlinge ein. 
Schüler, Studenten, Arbeiter, Rentner, Antifa-Aktivisten, CSU-Wähler.

Die Helfer, viele von ihnen selbst Kinder oder Enkelkinder von 
Migranten, verkörpern ein anderes Deutschland: pluralistisch, solida-
risch, empathisch. Sie packen an, statt zu meckern, helfen, statt zu 
hetzen. Die Ehrenamtlichen sind oft unsichtbar, weniger laut als die 
Hetzer und Brandstifter. Aber sie sind effektiv – und sie sind viele.

Laut einer Umfrage der Humboldt-Universität Berlin und der 
Universität Oxford vermelden Flüchtlingsorganisationen einen Mit-
gliederzuwachs um bis zu 70 Prozent. Die Ehrenamtlichen sind über-
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durchschnittlich gut gebildet, fast neun von zehn Studienteilnehmern 
haben Abitur oder Fachhochschulreife, mehr als ein Drittel investiert 
über fünf Stunden in der Woche für Asylbewerber.

Die Aktivisten retten Flüchtlinge, die auf der Reise nach Deutsch-
land in Lebensgefahr geraten. Sie schützen Asylbewerber vor den 
Angriffen durch Rassisten, helfen bei der Suche nach einer Wohnung 
oder einem Job, leisten medizinische Versorgung.

In Hanau, Hessen, etwa betreiben Freiwillige ein sogenanntes 
«Alarm Phone», eine Art Notrufzentrale für Schutzsuchende. Die 
Aktivisten nehmen Hilferufe von Flüchtlingen entgegen, die auf der 
Odyssee nach Europa in Seenot geraten. Hundert Menschen engagie-
ren sich inzwischen für das Projekt. Die Aktivisten haben die Alarm-
Phone-Nummer im Internet veröffentlicht und in Flüchtlingslagern 
am Mittelmeer verbreitet. Beinahe jeden Tag rufen Schutzsuchende 
an. Die Helfer fragen auf Englisch oder Französisch nach den Koordi-
naten. Sie alarmieren die Küstenwachen in Spanien, Italien, Griechen-
land. Sie fordern die Beamten auf, den Menschen in Not zu helfen, 
drängen, haken nach.

Manja Richter, 32, Sozialarbeiterin an einer Realschule in Bautzen, 
Sachsen, hat die Initiative «Bautzen bleibt bunt» gegründet. Sie bietet, 
gemeinsam mit anderen Freiwilligen, Flüchtlingen Deutschkurse an, 
organisiert «Willkommensfeste». «Die Flüchtlinge sollen das Gefühl 
haben, dass sie in Bautzen erwünscht sind», sagt Richter, «dass die 
Rechten nicht für die Mehrheit der Menschen in der Stadt sprechen.»

Die Zivilgesellschaft gleicht aus, was der Staat bei der Integration 
der Neuankömmlinge versäumt. Vielerorts wäre das System ohne das 
Zutun der Freiwilligen längst zusammengebrochen. Die Helfer, so 
scheint es, treiben die Politik auch an.

Am Abend des 4. September beschließt Kanzlerin Merkel, Flücht-
linge aus Ungarn in Sonderzügen nach Deutschland zu holen. Die Si-
tuation für Schutzsuchende in Ungarn hatte sich in den Stunden und 
Tagen zuvor immer weiter verschlechtert. Von Budapest aus machten 
sich mehr als 2000 Gestrandete zu Fuß auf den Weg nach Österreich, 
sie liefen auf einer Autobahn, neben ihnen rasten Autos vorbei.
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Auf einer Pressekonferenz in Berlin sagt Angela Merkel, sie sei 
«stolz» auf die Humanität des Grundgesetzes, «stolz» auch auf die 
vielen Bürger, die helfen. «Die Welt sieht Deutschland als ein Land 
der Hoffnung und der Chancen.» Wer verfolgt werde, wer vor einem 
Bürgerkrieg fliehe, der sei willkommen. Die Bewältigung der Flücht-
lingskrise sei nicht einfach, aber: «Wir schaffen das.»

Die Entscheidung der Kanzlerin, die Grenzen für Flüchtlinge aus 
Ungarn vorübergehend zu öffnen, bringt Deutschland weltweit viel 
Lob ein, aber sorgt für Unruhe in der Union. Insbesondere Horst See-
hofer greift Merkel an. Der bayerische Ministerpräsident behauptet, 
die Kanzlerin habe sich im Alleingang «für die Vision eines anderen 
Deutschlands entschieden». Auf Druck Bayerns werden wenige Tage 
später Kontrollen an der Grenze zu Österreich eingeführt.

Angela Merkel verteidigt ihre Flüchtlingspolitik beharrlich gegen 
Widerstand aus der eigenen Partei. Bei einem gemeinsamen Auftritt 
mit Österreichs Kanzler Werner Faymann in Berlin sagt sie: «Ich muss 
ganz ehrlich sagen, wenn wir jetzt anfangen, uns noch entschuldigen 
zu müssen dafür, dass wir in Notsituationen ein freundliches Gesicht 
zeigen, dann ist das nicht mein Land.»

Berlin, 19. Oktober 2015

Deutschland? Ibrahim, 30, Flüchtling aus Syrien, lächelt müde. «Das 
hier ist nicht Deutschland. Das hier ist ein Krisengebiet.» Er watet 
in der Dämmerung durch den Schlamm vor dem Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales (Lageso) im Berliner Stadtteil Moabit. Auch an 
diesem Morgen drängen sich wieder Hunderte Flüchtlinge vor dem 
Eingang zu der Behörde. Ein Mann mit Krückstock verliert den Halt 
und fällt zu Boden. «Weg hier!», brüllen die Wachleute hinter dem 
Gitter. Ibrahim schüttelt den Kopf. «Die Menschen hier werden wie 
Vieh behandelt», sagt er.

Zu dem optimistischen «Wir schaffen das» der Kanzlerin mischen 
sich im Herbst Zweifel: Vielerorts scheinen die Verwaltungen mit der 
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hohen Zahl an Flüchtlingen überfordert. Insbesondere das Lageso 
in Berlin verwandelt sich zu einem Sinnbild für Planungschaos und 
Elend.

Flüchtlinge wie Ibrahim warten zum Teil Wochen auf die Re
gistrierung. Sie wissen nicht, wann sie zu Sachbearbeitern durch-
gelassen werden. Sie wissen nur, dass sie bereit sein müssen, wenn die 
Nummer, die ihnen zugewiesen wurde, auf der Anzeigetafel vor dem 
Lageso erscheint. Frauen, Kinder und Kranke harren jeden Tag aufs 
Neue in der Kälte vor dem Amt aus. Sie frieren, sie hungern.

Ibrahims Vater ist Ingenieur, seine Mutter Hochschulprofessorin. 
Er selbst hat in einer Bank in der syrischen Küstenstadt Latakia ge-
arbeitet. Die Eltern und die beiden Schwestern sind noch in Syrien. 
Ibrahim aber ist über die Türkei nach Europa geflohen. Er hat die 
Ägäis im Schlauchboot eines Schleppers überquert und die Grenz-
zäune auf dem Balkan überwunden. Nun hängt er ausgerechnet in 
Berlin-Moabit fest. «Es ist frustrierend. Ich will arbeiten. Ich will mir 
in Deutschland ein neues Leben aufbauen. Aber hier geht einfach 
nichts voran», sagt er.

Zwar hat die Stadt Berlin inzwischen eine Zweigstelle im Bezirk 
Wilmersdorf eröffnet. Die Einrichtung soll das Lageso in Moabit ent-
lasten. Doch für Schutzsuchende wie Ibrahim hat sich die Situation 
nicht verbessert. «Die Stadt hat ein Zwei-Klassen-System erschaffen», 
kritisiert Christiane Beckmann, Mitgründerin der Initiative «Moabit 
hilf», die sich für Flüchtlinge in Berlin einsetzt.

Neuankömmlinge erhalten in einem Zelt vor dem Lageso ein grau-
es Armband und werden nach Wilmersdorf gekarrt. Dort sollen ihre 
Anträge schnell bearbeitet werden. Wer jedoch, wie Ibrahim, bereits 
eine Nummer zugeteilt bekommen hat, muss weiter im Schlamm vor 
dem Lageso warten. Helfer schätzen, dass bislang bis zu 5000 Altfälle 
unbearbeitet geblieben sind.

Deutschland hat das Schicksal der Flüchtlinge lange Zeit ignoriert. 
Flüchtlinge waren die Angelegenheit anderer: der Italiener, der Grie-
chen, der Türken. Die Abschottung der EU-Außengrenzen und die 
sogenannte Dublin-Verordnung, die Schutzsuchenden vorschreibt, in 
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jenem europäischen Land zu bleiben, welches sie zuerst betreten, ha-
ben dazu geführt, dass lange Zeit kaum Migranten nach Deutschland 
kamen. Die Bundesregierung konnte einerseits das Asylrecht hoch-
leben lassen und musste gleichzeitig so gut wie keine Flüchtlinge ver-
sorgen. 2007 stellten gerade einmal 19 000 Menschen einen Asylantrag.

Dieser Selbstbetrug funktioniert 2015 nicht mehr. Die Kriege im 
Irak und in Syrien, die Krisen in Eritrea und in Libyen haben die Situa-
tion grundlegend verändert: Die Not der Menschen ist so groß, dass 
keine noch so restriktive Asylpolitik ihre Migration verhindern kann.

Noch im Frühjahr ging das Bundesinnenministerium offiziell von 
300 000 Asylanträgen für 2015 aus. Wenige Monate später korrigierte 
Ressortchef Thomas de Maizière seine Prognose auf 800 000. Der In-
nenminister rechtfertigte die Neueinschätzung mit der hohen Kluft 
zwischen Flüchtlingen, die sich zuletzt über das Erfassungssystem 
«Easy» in Deutschland registrierten, und jenen, die tatsächlich einen 
Asylantrag stellten.

Die Diskrepanz bestand jedoch bereits seit Herbst 2014. Vergange-
nen September etwa stellten 46 Prozent der über «Easy» registrierten 
Flüchtlinge einen Asylantrag. Im Februar 2015 waren es ebenfalls nur 
etwas mehr als die Hälfte. Mehrere Bundesländer, darunter Hessen 
und Nordrhein-Westfalen, hatten die Bundesregierung bereits im 
März zu einer Anhebung der Prognose aufgefordert. Innenminister de 
Maizière hatte dies abgelehnt. «Die Koalition hat viel zu spät auf die 
Kluft zwischen registrierten Asylsuchenden und Antragszahlen rea-
giert», kritisiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Linken.

Nun versucht die Bundesregierung, im Eilverfahren nachzuholen, 
was sie in den vergangenen Jahren versäumt hat: eine Neufassung des 
deutschen und europäischen Asylsystems.

Kanzlerin Merkel setzt sich dafür ein, dass die Dublin-Verordnung 
durch ein europaweites Verteilsystem ersetzt wird. Doch etliche EU-
Mitgliedsstaaten, vor allem im Osten Europas, sperren sich gegen eine 
sogenannte Flüchtlingsquote. Europa erlebt in der Asylpolitik eine 
Renationalisierung. Die Staaten haben vor allem ihre eigenen Inte-
ressen im Blick. Auf dem Balkan gehen Polizisten mit Wasserwerfern 



und Pfefferspray gegen Migranten vor. Österreich hat den Zugverkehr 
nach Deutschland teilweise ausgesetzt. Selbst Grundfesten des euro-
päischen Hauses, wie etwa das Schengen-System, also die Reisefrei-
heit in Europa, geraten ins Wanken.

Luxemburgs Ministerpräsident Xavier Bette klagte nach einem 
der vielen Krisengipfel in Brüssel: «Ich verstehe, dass eine Einwan-
derungspolitik nicht unbedingt populär ist und man dies dem Publi-
kum zu Hause erklären muss. Aber wenn wir am Ende im Rat über 
menschliche Schicksale abstimmen müssen, dann schäme ich mich. 
Wenn der Ratspräsident mit dem Taschenrechner ausrechnen muss, 
ob überhaupt eine Mehrheit für Solidarität mit den Flüchtlingen zu-
sammenkommt, dann schäme ich mich.»

Auch im Inland schlingert die Bundesregierung in der Flüchtlings-
politik. Zwar beschwört Kanzlerin Merkel Offenheit im Umgang mit 
Flüchtlingen, gleichzeitig beschließt ihre Regierung weitreichende 
Asylrechtsverschärfungen. Bereits im Juli hatte sich die Koalition 
auf ein Gesetz geeinigt, das die Inhaftierung von Migranten, die über 
einen EU-Staat nach Deutschland einreisen, vorsieht. Im Oktober 
wird die Bestimmung durch weitere Schikanen ergänzt. Flüchtlinge 
können nun bis zu einem halben Jahr in Erstaufnahmeeinrichtungen 
festgehalten werden. Die finanzielle Unterstützung, die Asylbewer-
bern ein Mindestmaß an Autonomie gewährt, wird zum Teil durch 
Sachleistungen ersetzt.

«Die Bürger haben in den vergangenen Wochen und Monaten eine 
eindeutige Botschaft ausgesandt: Wir können Flüchtlinge aufneh-
men. Wir sind solidarisch», bilanziert die Berliner Migrationsforsche-
rin Naika Foroutan das Jahr 2015. «Diese tendenzielle Offenheit wird 
von der Politik nicht aufgenommen.»


